
Das Schmierentheater um Opel hatte am 22. August 09 einen weiteren Höhepunkt. 
Die erwartete und angekündigte Entscheidung durch den US-Staatskonzern GM, 
wer denn nun Opel-Europa übernimmt, wurde nochmals vertagt.

Helle (gespielte) Empörung beim politi-
schen Personal. In vorderster Front und 
im Geiste vereint Angie Merkel, Frank 
Walter Steinmeier, Jürgen Rüttgers und 
Roland Koch. Mit seiner Einschätzung, 
dass die Bundesregierung und die Lan-
desfürsten in trauter Einvernahme mit 
dem GM-Management auf Zeit setzen 
und damit auf eine Insolvenz von Opel 
nach der Bundestagswahl hinarbeiten, 
liegt Reiner Einenkel, BR-Chef von 
Opel-Bochum wohl richtig. Andererseits 
schauen die BR-Spitzen und die IG Me-
tallführung um Klaus Franz und Bertold 
Huber wie das Kaninchen auf die Schlan-

Die Hängepartie bei Opel geht weiter!

ge nach Berlin, Detroit und Washington 
und hoffen, dass der Kelch (Entlassun-
gen, Betriebsschließungen) an ihnen und 
den Belegschaften vorübergeht.
Der neuste Rettungsanker soll laut IG 
Metall eine „Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung“ sein. Dem entgegen stehen nicht 
nur praktische Schwierigkeiten, die da 
sind: Wie wird die Beteiligung organi-
siert, so das eine kollektive Ausübung 

ĂVerzichtsvertrªge bekamen die Opela-
ner seit 1993 einen nach dem anderen 
aufgedr¿ckt. 
Damals gab es noch 19200 Beschªftigte 
in Bochum, jetzt sind es noch 5200. Mit 
jedem Verzicht gingen ein paar tauend 
Arbeitsplªtze und auch Errungenschaf-
ten flºten.
Da gibt es wenig Vertrauen, dass man mit 
Verzicht seine Zukunft retten kºnneñ.
Wolfgang Schaumberg, ehemaliger BR 
bei Opel Bochum im Interview mit der 
Zeitung ‚jungle world‘

Zitat

des Aktionärsrecht möglich ist? Wie 
kann verhindert werden, dass die Be-
schäftigten durch eine Kapitalerhöhung 
hinausgedrängt werden. 
Unmittelbar stellt sich die Frage, wie die  
„Mitarbeiterkapitalbeteiligung“ bezahlt 
werden soll. Denn dass der Konzern die 
Beteiligung für lau rüberreicht, glaubt 
wohl niemand.
Die rund 25000 Opelaner sollen für ein 
kleines Stück vom großen Kuchen eine 
Milliarde Euro hinblättern – jedem ein-
zelnen würden 50.000 Euro genommen.
Dies wäre aber auch ein weiterer Schritt, 
um Menschen in die Konkurrenz, in die 

Wettbewerbszwänge hinein-
zuholen – und damit wäre 
das auch ein Schritt, dass sich 
die Beschäftigten womög-
lich noch selber gegenseitig 
treten, um vielleicht mal ir-
gendwann etwas über diesen 
Aktienfonds zurückbezahlt 
zu bekommen.
Ein Blick in die Satzung der 
IG Metall könnte da Abhilfe 
schaffen. Dort heißt es unter 
der Überschrift „Aufgaben 

und Ziele“:
ĂErringung und Sicherung des Mitbe-
stimmungsrechtes der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen im Betrieb und 
Unternehmen und im gesamtwirtschaftli-
chen Bereich durch Errichtung von Wirt-
schafts- und Sozialrªten; ¦berf¿hrung 
von Schl¿sselindustrien und anderen 
markt- und wirtschaftsbeherrschenden 
Unternehmen in Gemeineigentum.ñ

Manch Einer wird sich erinnern: Für 
die Talkshow „Anne Will“ am 22. Feb-
ruar hatten sich ARD-Journalisten et-
was ganz Besonderes ausgedacht; vor 
dem Opel-Werk und in der Bochumer 
Innenstadt sammelten sie Unterschrif-
ten.
„PRO – VEB Opel“ stand über den 
Listen, und: „Ich bin dafür, dass Opel 
verstaatlicht wird.“ Der Erfolg, so wur-
de berichtet, war beeindruckend. Dabei 
wussten die Unterzeichenden sehr gut, 
was die Abkürzung VEB bedeutet: Volks-
eigener Betrieb. 
Für die Journalisten war das Ganze ein 
Gag, vielleicht sogar ein demagogisches 
Mittel, die Verstaatlichungsforderung 
lächerlich zu machen. Wir meinen: Die 
Entwicklung der letzten Monate hat 
deutlich gemacht, dass der Vorschlag der 
ARD gar nicht so schlecht ist. Ein priva-
ter Investor, der auf die Interessen der 
Opel-Belegschaft Rücksicht nähme, ist 
jedenfalls weit und breit nicht in Sicht. 
In anderen Bereichen der Wirtschaft ist 
die Lage kaum erfreulicher. Nach Jahr-
zehnten des Privatisierungswahns zeigt 
sich, dass Großaktionäre, Banken und 
Manager nichts besser können als Profite 
scheffeln, Löhne drücken, Arbeitsplätze 
vernichten, Unternehmen vor die Wand 
fahren – und am Ende nach Steuergeldern 
rufen. Was wir brauchen, ist die Überfüh-
rung von Großbetrieben in öffentliches 
oder genossenschaftliches Eigentum und 
eine demokratische Kontrolle der Wirt-
schaft. VEB Opel? Ja, bitte!

VEB Opel ?
Na sicher doch!



Wie inzwischen allgemein bekannt 
sein sollte, wurde der Haushalt der 
Stadt Bochum von der Bezirksregie-
rung nicht genehmigt und Bochum 
dazu verdonnert, in den nächsten 5 
Jahren jährlich 100 Millionen Euro 
einzusparen. Zu diesem Thema gab es 
nun kürzlich eine Sondersitzung des 
Stadtrats. 

Glosse:

Zu den Ursachen dieser städtischen Krise 
war von den Vertretern der SPD/Grünen 
Stadtspitze unisono zu hören: „Ich war‘s 
nicht!“ Die allgemeine Wirtschaftskrise 
wäre an allem Schuld. Aber Schuldige 
hier in Bochum, die gibt es offenbar 
nicht. Und obwohl die Kommunalwahlen 
unmittelbar vor der Tür standen, gab es 
auch von der CDU- und FDP-Opposition 
keine echte Abrechnung mit der fatalen 
Politik von SPD und Grünen. Der CDU 
Chef Gräfingholt redete zwar eine halbe 
Stunde, schaffte es aber tatsächlich dabei 
nichts Konkretes zu sagen.
Nur Günter Gleising von der Sozialen 
Liste Bochum nannte Ross und Reiter: 
zum Beispiel das umstrittene Cross-
Boarder-Leasing, die sündhaft teuren 
Prestigeprojekte wie etwa das Bongard-
Boulevard und das geplante Konzert-
haus, oder auch die im Vergleich zu den 
umliegenden Städten viel zu niedrige 
Gewerbesteuer. 

Weiter so! 

Bei den Verantwortlichen kein Hauch 
von Selbstkritik. Im Gegenteil, gespart 
werden soll jetzt vor allem in den Berei-
chen Soziales, Bildung und Kultur. Bei 
den kostspieligen Prestigeprojekten heißt 
es dagegen: „Weiter so!“
Nun haben die Wähler entschieden, und 
mit der Bestätigung der SPD/Grünen 
Mehrheit sich leider ebenfalls für diese 
Weiter-so-Politik entschieden. Hier kann 
ich nun für meinen Teil immerhin sagen 
„Ich war‘s nicht“, denn ich habe die 
Soziale Liste gewählt. Die hat ihre zwei 
Ratsmandate halten können, womit eine 
vernünftige Oppositionsarbeit im neuen 
Rat gewährleistet ist. Und dieser Op-
position möchte ich ermutigen mit dem 
Zuruf: „Weiter so!“ 

W. Quere

„Kein Rechtsruck in Bochum“, fasst für 
die Soziale Liste das Hauptergebnis bei 
der Kommunalwahl zusammen. CDU 
und FDP haben ihre Wahlziele nicht er-
reicht. SPD und Grüne sind weiterhin die 
Kräfte, die die Mehrheit im Rat stellen. 
Wahlgewinner ist auch die Partei Die 
Linke, die mit 6 Sitzen in den Rat einzie-
hen wird.

Kommunalwahl 2009
Soziale Liste Bochum verteidigt 2 Ratssitze

Mit weiterhin 2 Sitzen im Rat konnte die 
Soziale Liste Bochum sich als kommu-
nalpolitische Kraft behaupten. Schmerz-
lich ist der Verlust von zwei Mandaten in 
Bezirksvertretungen. Aber im Bochumer 
Osten schaffte sie den Wiedereinzug in 
die Bezirksvertretung.
Bei der Oberbürgermeisterwahl gelang 
Günter Gleising als Kandidat der Sozi-
alen Liste ein Achtungserfolg. Während 
Grüne und Linke sich an der Wahl nicht 
beteiligten und so die absolute Mehrheit 
von Dr. Ottilie Scholz (SPD) sicherten, 
lieferten sich die Kandidaten der FDP 
und der Sozialen Liste ein spannendes 
Kopf-an-Kopf-Rennen. 7,8% für Glei-
sing waren am Ende nur 0,9 % weniger 
als bei der FDP.

Im Mittelpunkt des Wahlkampfes der 
Sozialen Liste stand das Gespräch mit 
den Bürgerinnen und Bürgern. Neben 
konkreten örtlichen Problemen, die 
hier angesprochen wurden, dominierten 
neben dem Fiasko um das Cross-Bor-
der-Leasing-Geschäft vor allem die 
Haushalts- und Finanzkrise der Stadt, 
die Arbeitslosigkeit und der befürchtete 

Sozialkahlschlag in der 
Stadt Bochum. Hier wird 
die Soziale Liste weiter-
hin für die Interessen der 
Armen, der Werktätigen, 
der Arbeitslosen, der 
Ausgegrenzten sowohl 
im Rat als auch außer-
halb tätig und Ansprech-
partnerin sein.
Die Soziale Liste hat im 
Wahlkampf klare Po-
sitionen gegen weitere 
Prestigeobjekte (u.a. das 
Konzerthaus) bezogen 
und sich für Einsparun-
gen beim Sponsoring der 
Sparkasse und den Stadt-
werken ausgesprochen. 

Sie fordert „eine neue Politik” damit Bo-
chum nicht verarmt und vergreist. Hierzu 
gehört eine aktivere Beschäftigungspo-
litik (Gründung einer kommunalen Be-
schäftigungsgesellschaft), Investitionen 
der Stadt in Zukunftsbereiche wie Erd-
wärmenutzung und Ausbau des öffent-
lichen Nahverkehrs sowie Investitionen 
in das „soziale Gefüge der Stadt”. Zum 
letztgenannten zählt die Soziale Liste das 
Sozialticket, ein gebührenfreies Konto 
bei der Sparkasse, einen verbesserten Bo-
chum-Pass sowie Investitionen vor allem 
im Kinder- und Jugendbereich.
In der Vorbereitung und durch den Wahl-
kampf ist es der Sozialen Liste Bochum 
gelungen, neue Mitglieder zu gewinnen 
und das Bündnis zu verbreitern. 

Ich war‘s nicht !

Ich möchte...
o   Informationen  ber die DKP bekommen.
o   Einladungen zu den Veranstaltungen der DKP bekommen.
o   Mitglied der DKP werden.
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